Die drohenden Schatten eines Neins des irischen Volkes zum „Lissabonner Vertrag“ wurde erst wenige Tage vor der Abstimmung halblaut mit der bangen Frage der EU-Verantwortlichen beschworen, was tun, wenn eine klare Absage kommt. Das „Nein“ der Iren war dann deutlich, aber das Eingeständnis der Niederlage kam den Eurokraten nicht über die Lippen. Auch die weithin auf EU-Prinzipien eingestimmte Presse titelte nicht mit dicken Schlagzeilen, dass der Vertrag nunmehr ungültig und nicht mehr zu ratifizieren sei, sondern versuchten mit gedrechselten Wendungen den Eklat zu umgehen. Das Europa mit den zwei Geschwindigkeiten wurde kurzzeitig beschworen, obwohl von vornherein klar war, dass jene Variante der EU, die sich ausschließlich auf die leistungsfähigen Nationen konzentrierte, dem Zusammenschluss jene Kraft geben könnte, um sowohl den Unwägbarkeiten des dem Kollaps nahen, seit dem Ende des Zweiten Weltkrieges bestehenden Leitwährungssystems zu entgehen, als auch bei den sich allmählich neu auf die Weltbühne schiebenden Mächten deutlich in das Blickfeld zu rücken. Dies wurde aber verworfen. Stattdessen wird die Variante des Luxemburger Junckers erneut ventiliert, solange abstimmen zu lassen, bis das Ergebnis passt. Das erinnert fatal an die Gedankenspiele des blutigen Diktators vom anderen Ende des Kontinents, Joseph Stalin, der 
zynisch resümierte, entscheidend sei nicht, wer wähle, sondern wer die Stimmen auszähle. Sollte der „Lissabonner Vertrag“ jetzt nicht verworfen werden, dann liefert er bereitst ein schauriges Vorspiel zu dem, was die Völker, die „großen Lümmel“, aus der jetzt schon machtpolitisch völlig unübersichtlichen Schaltzentrale Brüssel zu erwarten haben.
                                                                                                                                          P.F.
Völkerrechtler Prof. Wolfgang Seiffert:
Der EU – Gipfel im Zeichen 
Irlands und des Völkerrechts
 Der Europäische Rat  (der am 19/20. Juni in Brüssel tagte) legt die allgemeinen politischen Zielvorstellungen der Entwicklung der Europäischen Union fest (Artikel 4 des EU-Vertrages) stand auf seiner jüngsten Tagung ganz im Zeichen des Referendums in Irland, mit dem die Annahme des „Lissabonner Vertrages“ mit über 53 % der Stimmen abgelehnt wurde.

 Nach dem geltenden Recht der Europäischen Gemeinschaft wie nach allgemeinen Völkerrecht hätte die Tagung folglich feststellen müssen, dass mit diesem irischem Votum die Annahme des „Lissabonner Vertrages“ gescheitert ist – und zwar unabhängig davon, was eine Fortsetzung des Ratifizierungsprozesses  in den übrigen Ländern noch erbringt. Denn Artikel 48 des EU –Vertrages bestimmt: „Die Änderungen(der bisherigen Verträge, wie sie der Reformvertrag vorsieht, W.S.)treten in Kraft, nachdem sie von allen Mitgliedstaaten gemäß ihren verfassungsrechtlichen Vorschriften ratifiziert worden sind“.
Der „Lissabonner Vertrag“ ist eigentlich 
unwiderruflich an den eigenen Prinzipien gescheitert!

___________________________________________________________________

Mit dem Nein – Votum des Staates Irland ist das nicht mehr erreichbar.

 Der Reformvertrag (Lissabonner Vertrag) ist genau an dem Prinzip gescheitert, das er
abschaffen und durch ein weitgehendes Mehrheitsprinzip ersetzen wollte.
 Deutlicher konnte es nicht gesagt werden, dass die Völker – haben sie die Möglichkeit, sich zu äußern – das Einstimmigkeitsprinzip wollen, das für alle internationalen Organisationen - einschließlich. der NATO – aus gutem Grund die Regel ist.
 Doch gerade diese erneut bestätigte Erkenntnis wollten die Brüsseler Bürokratie und

jene Politiker, die sich  von den angestrebten Änderungen mehr Gewicht für ihre Stimmen erhoffen, nicht wahrhaben.

 Doch selbst im Europarat ließ sich das Votum der Iren nicht einfach wegdiskutieren und von allen wirren bis diletantischen „Auswegen“, die durch die Medien geisterten, findet sich in der Veröffentlichung des Rates kein einziger wieder. 

 Die Anmerkung, dass das Ratifizierungsverfahren in den acht Ländern fortgesetzt werde, die den Vertrag noch nicht ratifiziert haben, ist rechtlich wirkungslos, da der Rat keinerlei Kompetenz hat, derartiges zu beschließen.

Zudem musste hierzu in einer Fußnote zur Kenntnis genommen werden, dass in der

Tschechischen Republik der Ratifizierungsprozess nicht abgeschlossen werden kann, bis das Verfassungsgericht eine positive Stellungnahme zur Vereinbarkeit des Vertrages von Lissabon mit der verfassungsmäßigen Ordnung der Tschechischen Republik abgegeben hat.
 Auch der Rat der EU konnte also nicht völlig ignorieren, dass die Ratifizierung des „Lissabonner Vertrages“ durch das Verfassungsrecht jedes einzelnen Mitgliedsstaates geregelt wird, nicht aber durch das Recht der EU. Seine völkerrechtswidrige Position, dem irischen Referendum und seinen Konsequenzen nicht schon jetzt zu entsprechen, wird sich auf die weiteren Ratifizierungsverfahren in den Mitgliedsstaaten  eher negativ auswirken.
 Das gilt insbesondere für die deutlich gewordene Absicht der Kommission und einiger

Staaten, die bereits ratifiziert haben, Zeit zu gewinnen und den Staat Irland dazu zu bewegen, den „Lissabonner Vertrag“ doch noch zu ratifizieren. 
 Erstens verhöhnt solches Ansinnen die demokratische Entscheidung des irischen Volkes und die Souveränität des Staates Irland.
.Zweitens verstößt der Versuch, den „Lissabonner Vertrag“ ein zweites Mal zu ratifizieren, gegen geltendes EU– und Völkerrecht, was jene Staaten, die den Vertrag jetzt noch ratifizieren sollten, eben gerade damit noch einmal bestätigen.

 Rechtlich möglich ist nur, den „Lissabonner Vertrag“ aufzugeben und sich mit dem jetzt geltenden Recht der EU zufrieden zu geben. 
Das rät sich nicht zuletzt auch deshalb, weil das wirre und in vieler Hinsicht rechtswidrige Verhalten der EU inzwischen auch Staaten aufgeweckt hat, die zwar kein Mitglied der EU sind, aber doch Interesse an guten Beziehungen zur EU haben. So wird Russland, dass vor Verhandlungen über ein neues Partnerschaftsabkommen mit der EU steht, sich sicher fragen, was diese inneren Entwicklungen der EU für seine Beziehungen zur EU bedeuten. Möglicherweise kommt Russland zu dem Schluss, dass

man die Wirtschaftsbeziehungen zur EU zwar weiter entwickeln solle, aber Fragen der  Außenpolitik aber besser und völkerrechtsgemäß  nicht mit der EU, sondern mit den einzelnen europäischen Staaten (Deutschland,  Frankreich, Italien, Tschechei usw.) angegangen werden sollten.
Hamburg, den 22.Juni 2008
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